
n -1013'der Beilagen zu den Stcnogrclrhischcn ProtoKollen 
.- . 

des Nationalrates XV. G.:~,~t"lJcb"llg$pcdodc 

A n t rag 

Präs.; !Sen -05- 0 7 ----- NO·.:f. .. fLIf _ 
der Abgeordneten. Ing. Sallinger, r~ahlbacher I Dipl. Vifl. ur. Stix 

und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhrfinanzierungs­
förderungsgesetz 1967 geändert wird. 

Der Nationalrat wolle beschließen: . 

Bundesgesetz vom ......... , ~it dem das A~sfuhrfinanzierungs-
förderungsgesetz 1967 geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Ausfuhrfinan.zierungsförderungsgesetz vom 9. Juni 1967 8GBl. Nr. 196, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr .. 193/1969, des Bundesgesetzes· 
8GB1. Nr. 187/1970, des Bundesgesetzes 8GB1. Nr. 4i6/1974, des Bundesge­
setzes BGB1. Nr. 793/1974, des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 393/1975, des 
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 153/1976, des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 158/1977, 
des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 219/1978 und des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 668/1978 

wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten: 

11(1) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, bis 31. Dezem­
ber1985 namens des Bundes Haftungen in Form von Garantien für 
von der Österreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft durch­
zufUhrende Kreditoperationen (Anleihen, Darlehen, Kredite oder 
sonstige Verpflichtungen) zu Ubernehmen, wenn der Erlös der 

800414 

, I 
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Kreditoperationen zur vollen oder teilweisen Finanzierung von 
Rechtsgeschäften oder Rechten, fUr die der Bund die Haftung 
nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964, 8GB1. Nr. 200/1964, i~ 

seiner jeweils geltenden Fassung übernommen hat, oder zur 
Bezahlung von Verpflichtungen der Österreichischen Kontroll­
bank Aktiengesellschaft dient, fUr die Garantien nach dem Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967, BGB1. Nr. 196/1967 in 
der jeweils geltenden Fassung übernommen worden sind. 1I 

. ·2. § 1 Abs. 2 hat zu.lauten: 

"(2) Die Garantien werden übernommen: 

a) zugunsten der Gläubiger der Österreichischen Kontrollbank 
AktiengesellschaftfUr die Erfüllung von deren Verpflich­
tung-en aus Kt~ed i toperat ionen gemäß Abs. 1; 

b) zugunsten der Österreichischen Kontrollbank Aktiengesell­
schaft für den Bestand eines bestimmten Austauschverhält-
nisses zwischen Schilling und einer anderen Häht'ung'(Kursrisiko) 
bei Kreditoperationen gemäß Abs. 1 für den jeweiligen Zeitraum, 
für den der Erlös der Kreditoperation zur Finanzierung gemäß 
Abs. 1 in Schilling verwendet vlird; die Garantien gemäß dieses 
Absatzes k~nnen fUr die gesamte Dauer der Kreditoperation oder 
jeweils fOr Teilabschnitte der Laufzeit der Kreditoperation 
übernommen \'ierden. 11 

3. §,2 Abs. 1 Z. 1 und Z. 2 haben zu lauten: 

11(1) Der Bundesminister für Finanzen darf Haftungen gemäß § 1 nur 

übernehmen, wenn 

1. der jeweils ausstehende Gesamtbetrag der Haftungen 125 Mrd S 
nicht Ubersteigt; dieser Haftungsrahmen bezieht sich auf Grund­
beträge der Haftungssummen ohne Zinsen und Kosten; einzurechnen 
ist ein Zuschlag fUr Kursrisiko mit 10 v.H. des Schillingwertes 

. der Kreditoperation. 
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2. die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag (Gegenwert) von 

3 Mrd S nicht Ubersteigt; dieser Haftungsrahmen bezieht sich 

auf den Grundbetrag der Haftungssumme ohne Zinsen und Kosten; 

einzurechnen ist ein Zuschlag fUr Kursrisiko mit 10 v.H. des 
Schi lli ng'r'lertes der Kredi toperat ion. 11 

4. § 2 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten: 

113. bei Kreditoperationen in inländischer Währung der nominelle Zins­

fuß bezogen auf ein Jahr bei Zinszahlungen im nachhinein nicht 

mehr als 5 v. H. ~ber dem am Vortag des Vertragsabschlusses gel­

tenden Zinsfuß fUr Eskontierungen der Oesterreichiscben National­

bank (§ 48 Abs. 2 des Nationalbankgesetzes, BGB1. Nr. 184/1955, 

in der Fassung des Bundesgesetzes vom 27. Juni 1969, BGB1. Nr. 276) 
beträgt; 11 

5. § 2 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten: 

"4. bei Kreditoperationen in ausländischer Hährung der nominelle 

Zinsfuß bezogen auf ein Jahr bei Zinszahlungen im nachhinein 

nicht mehr als ~ v. H. Uber dem arithmetischen Mittel aus den 

am Vortag des Vertragsabschlusses geltenden offiziellen Diskont­
sätzen in Eelgien~ d~r ßundesf2publik Deutschland, Frankreich. 

Großbritannien, Italien, Kanada) den Niederlanden, Schweden, 

der Schweiz und den USA (New York) beträgt~". 

6. § 2 Abs. 1 Z. 6 hat zu lauten: 

"6. Die prozentuelle Gesamtbelastung fUr den Bund bei Kreditopera~ 
tionen in inländischer Währung nicht mehr als 2 1/2 v. H. über 

dem nominellen Zinsfuß gemäß Z. 3 und bei Kreditoperationen in 

ausländischer Währung nicht mehr als 4 v. H. über dem nominellen 

Zinsfuß gemäß Z. 4 beträgt. Die prozentuelle Gesamtbelastung ist 

unter Zugrundelegung der folgenden Formel zu errechnen: 
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100 x (nomineller Zinsfuß + 

Rückzahlungskurs - Nettoerl~s 

der Kreditoperation 
in Hundertsätzen 

mittlere Laufzeit 

Nett.oerlös dey" Kreditoper'ation in Hundertsätzen;1/ 

7. § 2 Abs. 1 Z. 8 hat zu lauten: 

) 

"8. die Währung der Kr~ditoperation auf Schilling oder eine Währung, 
für die am Vortag des Vertragsabschlusses die Bestimmungen des 
Artikels VIII, Abschnitt 2, 3 und 4 des Übereinkommens über, 

den Internationalen Währungsfonds (8GBl Nr. 189/1978 in der je­
weils geltenden Fassung) Anwendung finden, oder auf Rechnungs­
ei nheiten) die auf mehreren di eser WähTt!n.gen beruhen, 1 autet. 11 

8.'§ 2 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß Abs. 1 Z. 6 sind die 
Em'j ss i ans- od~J' Zuzähl ungsverl uste, Begcbungspro'li si onen, Herbe­

und Druckkosten (Begebungskosten) vom Bruttoerlös in Abzug zu 
bringen. 11 

9. § 2 Abs. 4 hat zu lauten: 

1'(4) Für die Beurteilung der Gesetzm~ßigkeit des nominellen Zinsfußes 
sowie der prozentuellen Gesamtbelastung im Hinblick auf die zu­
lässigen HHchstsätze gemäß Abs. 1, Z. 3, 4 und 6 bei Kreditopera­
tianen, bei welchen die Zinssätze jeweils fUr bestimmte Zinsperio­
den variabel festgesetzt werden, ist für die vertragliche Laufzeit 

der' nominelle Z'insfuß sowie die Gesamtbelastung nach der Fot'mel 
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laut Abs. 1, Z. 6 tOr die Vertragswährung am Vortag ~es Vertrags-
. abschlusses maßgeblich. Bei Inanspruchnahme in einer anderen 
Währung als in der Vertragswährung sowie einer bereits in An­

spruch genommenen Währung anläßlich einer neuen Zinsperiode ist 
der nominelle Zinsfuß und die prozentuelle Gesamtbelastung nach 
der Formel laut Abs. I, Z. 6 am Vortag der vertragsnotwendigen 

AnkUndigung dieser Inanspruchnahme im Hinblick auf die zulässigen 
HBchstsätze gemäß Abs. 1, Z.3, 4 und 6, fUr die anstelle des Vor~ 
tages des Vertragsabschlusses der Vortag der vertragsnotwendigen 
AnkUndigung dieser Inanspruchnahme maßgeblich ist, zu beurteilen. 

10. § 3 lit. b) hat zu lauten: 

Ub) wenn der Schillinggegenwert einer auf eine andere Währung al& 
Schilling lautenden Kreditoperation durch Änderung des Aui­
tauschverhältni sses zwi sehen dieser anderen Hährung und SchilH ng 
am Ende des jeweiligen Zeitraumes, fUr den der Schillinggegenwert 
der Kreditoperation zur Fi~anzierung gemäß § 1 Abs. 1 verwendet 
wird, hBher ist, als der Schillinggegenwert de!' Kreditoperation 
in dieser anderen Währung am Anfang des genannten Zeitraumes. 11 

11. § 4 hat zu lauten: 

"Ist bei Garantien gemäß § 1 Abs. 2 1it. b derSchillinggegenwert 
der Währung der Kreditoperation am Ende des dort genannten Zeit­
raumes höher als am Anfang dieses Zeitraumes, hat der Bund der 
Österreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft den Differenz­
betrag zu vergüten; ist der Schillinggegenwert der Währung der. 
Kreditoperation am Ende des dort genannten Zeitraumes niederer 
als am Anfang dieses Zeitraumes} hat die 5sterreichische Kontroll­
bank Akt i engese 11 schaft dem Bund den Di ffere:"lZbet.rag zu vergüten. 11 
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12.§ 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

11(1) Beträge, die gemäß § 4 von der Österreichischen Kontrollbank Aktien­

gesellschaft zu vergUten sind, sind laufend einem Konto des Bundes 
bei der Österreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft unverzins­
lich gutzuschreiben. 11 

r 

Artikel II 

Oie Bestimmungen des Artikels I Z. 2 u~d Z~ 9 dieses Bundesgesetzes 
sind auch auf bereits durchgefUhrte Kreditoperationen anzuwenden, 
aus denen Verpflichtungen der Österreichische Kontrollbank Aktien­
gesellschaft bestehen, für die Haftungen nach dem Ausfuhrfinanzie­
rungsförderungsgesetz 1967 Gbernommen worden sind. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen betraut. 

In forme1~kr Hirjsicht wird beantragt, diesen Ant~~ag unter Verzicht auf 
d! e erste I Les,ul)Y d~ih, Fi nanz- und Budgetausschuß zuzuwei sen. 
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BEGRÜNDUNG DES ANTRAGES 

Oie vorgesehenen Änderungen zum Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 
1967 berücksichtigen neben der Anpassung des Rahmens, fUr den Garan­
tien übernommen werd~n können, die in der Anwendung des Gesetzes bei 
der DurchfUhrung von internationalen Finanzierungen gemachten Erfah­
rungen, insbesondere des letzten Jahres. 

Dieser Umstand gewinnt umso mehr an Bedeutung als die Mittelbeschaffung 
fUr die Exportfinanzierung im Ausland nunmehr ein Volumen erreicht hat, 
das sie auch in währungspolitischer Hinsicht relevant macht. Es liegt 
daher in höchstem wirtschaftspolitischem Interesse, die Finanzierungs­
möglichkeiten so flexibel als möglich zu gestalten, um gleichzeitig 
eine Verlagerung von Finanzierungen vom Inland ins Ausland und umge-

. kehrt als au~h eine Diversifizierung des Kursrisikos im Bereiche 
der Kreditaufnahmen zu ermöglichen. 

Zu l. 
§ 1 Abs. 1: 

Zu 2. 
§ 1 Abs. 2: 

Die Finanzierungsmöglichkeiten sollten auf alle Rechts­
geschäft~ oder Rechte ausgedehnt werden, die nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz garantierbar sind. 

Bezahlung von Verpflichtungen ist genauer als Tilgung, 
weil mit Tilgung bloß eine vertragliche Verpflichtung 
verstanden sein könnte. Die Formulierung "oder sonstige 
Verpflichtungen" dient der sprachlichen Klarstel1ung. 

Die Kursrisikogarantie sollte fUr Kreditoperationen in 

ausländischer Hährung entweder für die gesamte Laufzeit 
der Kreditoperation oder Teilabschnitte auch mehrmals 
gewährt werden können. Der Erlös der Kreditoperationkann 
dann ohne Kursrisikogarantie des Bundes zur Finanzierung 
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in ei ner anderen \Vährung als Schill i n9 ven/endet · ..... erden oder J 

wenn entsprechende Aktiven nicht gegeben sind~ in Schilling 

umgerechnet werden und der Finanzierung gemäß § 1 Abs. 1 in 

Schilling dienen. Soweit eine parallele Finanzierung möglich 
ist, wird der Bund von dem Kursrisiko entlastet. 

§ 2 Abs. 1 Z. 1 und Z. 2: Es wird vorgeschlagen, diese BestimmUngen 

dem Ausfuhrförderungsgesetz § 3 anzupassen. Der Rahmen 

wird vergleichbarer und kann in Z. 2 auf 3 Nrd S(bis­

her 5 Mrd S) herabgesetzt werden. Zum 31. Dezember 1979 

Zu 4. 

~ entfallen von der AusnUtzung in Höhe von 79,8 Mrd. S 
des Rahmens von 100 Mrd S lediglich 51,3 Mrd Sauf Kapi­

tal beträge und 4,9 Mrd S auf den Zuschlag für das Kurs­

risiko. FUr die weitere DurchfUhrung der Finanzi~rungs-

. tätigkeit genügt daher eine Anpassung des Haftungsrahmens 
von 100 Mrd Sauf 125 Mrd S.Die Anrechnu~g von Zinsen 

erweist sich als starke Einschränkung der Flexibilität~ 

Die maximale Höhe des Zinssatzes ist in § 2 Abs. 1 Z. 3 

und 4 erfaßt. 

§ 2 Abs. 1 Z. 3: Der Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 

Nationalbank könnte am Tag des Vertragsabschlusses ge"" 

ändert werden. Daher die Hahl des IIVortages". 

Zu 5. 
§ 2 Abs. 1 Z. 4: Die Disparitäten zwischen den einzelnen Währungen 

aber auch zwischen den kurz- und langfristigen Sätzen 
sind ständigem Wandel unterworfen. Der Durchschnittssatz 
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§ 2 Abs. 1 Z. 6: 

Zu 7. 

§ 2 Abs. 1 Z. 8: 

Zu 8. 

§ 2 Abs. 3: 

- 9 -

der Bankraten zuzUglich Zuschlag ist nicht mehr 

deckend (siehe Dollarsatz und Notwendigkeit der 
RilckfUhrung der Kreditoperationen mit variablen Zins­

sätzen). Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 4 heranzuziehenden 
Diskontsätze werden der Sonnenzeit folgend rund um' 

. die Uhr festgesetzt. Sie sind daher erst einen Tag 

später feststehend. Daher die Hahl des "Vortages ll
;-

Die Disparitäten zwischen den einzelnen Währungen aber 
auch zwischen den kurt- und langfristigen Sätzen sind 

ständigem Handel unterworfen. Der Durchschnittssatz der 

Bankraten zuzUglich Zuschlag ist nicht mehr deckend. 

Die P.ufzählung vcn e'inzelnen \~ährl.:r.gen e}~\·;eist sich' 
als schwerfällig. FinanzierungsmBglichkeiten können 
oft nicht wahrgenommen werden, weil eine bestimmte 

Währung nicht genannt ist. Zweckmäßig erscheint, auf 

frei konvertierbare Währungen abzustellen. Das'si~d 

jene, für die Artikel VIII l Abschnht 2, 3 und 4 des 
Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds 

gilt. Damit können Währungseinheiten aller Art (auch 
Sonderziehungsrechte) herangezogen werden; Sonder­
ziehungsrechte wechseln in der Währung5z~sammensetlung. 

Legistische Verbesserunri. 
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Zu 9. ---
§ 2 Abs. 4: 

Zu 10. --
§ 3 lit. b): 

Zu 11 .. 

§4: 

- 10 -

Nicht jeder Währungswechsel soll die ÜberprUfung der 

zulässigen Obergrenze bewirken, sondern nur derj~nige, 

durch den eine der vorgesehenen Währungen (also nicht 
diejenige, in welcher die Kreditoperation ausgedrückt 
ist) erstmals in Anspruch genommen wird. 

Im übrigen waren legistische Verbesserungen vorzu­
nehmen. Dabei wurde berücksichtigt, daß die gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z. 4 heranzuziehenden Diskontsätze erst 
nach Festsetzung, die der Sonnenzeit folgend rund. 
um die Uhr erfolgt, also praktisch erst einen Tag· 
später bekannt· sind. Daher die Hahl des "Vot'tagesu. 

Die Kursrisikogarantie sollte für Kreditoperationen 
in ausländischer Währung entweder fUr die gesamte· 
Laufzeit der Kreditoperation oder Teilabschnite auch 
mehrmals ge\>/ährt v/erden. können. Der ErlöS der Kt~edit­
operation kann dann ohne Kursrisikogarantie des Bun­
des zur Finanzierung in einer anderen Währung als 
Schilling verwendet werden oder, wenn entsprechende 
Aktiven nicht gegeben sind, in Schi11ing umgerechn~t 
werden und der Finanzierung gemäß § 1 Abs. 1 in Schil­
ling dienen. Soweit eine parallele Finanzierung mög­
lich ist, wird der Bund von dem Kursrisiko entlastet. 

Die Kursrisikogarantie sollte fUr Kreditoperationen 
in ausländischer Währung entweder fOr die gesamte 
Laufzeit der Kreditoperation oder Teilabschnite auch 
mehrmals gewährt werden können. Der ErlBs der Kredit-
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§ 5 Ans. 1: 
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operation kann dann ohne Kursrisikogarantie des Bun­
des zur Finanzierung in einer anderen Währung als 
Schilling verwendet werden oder, wenn entsprechende 

Aktiven nicht gegeben sind. in Schilling umgerechnet 
werden und der Finanzierung gemäß § 1 Abs. 1 in Schil­

ling dienen. Soweit eine parallele Finanzierung mög­
lich ist, wird der Bund von dem Kursrisiko entlastet. 

legistische Verbesserung. 
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AusfuhrfinanzierungsfBrderungsgesetz 1967 

Novelle 1980 

alte Fassung 

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen 
wird ermächtigt, bis 31. Dezember 1985 

namens des Bundes Haftungen in FOrm von 
Garantien für. von der österreichisch~Q,~ 
Kontra 11 bank Akt i engese 11 schaft durcJ:i:t~':'· 

, ... ...:. '. ~. 

neue Fassung 

Artikel I 

Das Ausfuhrfinanzierungsfärderungsgesetz vom 
9. Juni 1967 BGB1. Nr. 196, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 193/1969, des 
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 187/1970, des 
Bundesgesetzes 8GB1. Hr. 416/1974, des 
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 793/1974, des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 393/1975, des 
Bundesgesetzes BGB1. tlr. 153/1976, des 
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 158/1977, des 

Bundesgesetzes BGB1. Nr. 219/1978 und 
des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 668/1978 

wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten: 

~(1) Der Bundesminister für Finanzen 
wird ermächtigt, bis 31. Dezember 1985 

namens des Bundes Haftungenin Form 
von Garantien für von der Österrei­
chischen Kontrollbank Aktiengesell-

; . .;: 
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führende Kreditoperationen (Anleihen, Dar­
lehen oder sonstige Kredite) zu übernehmen, 
wenn der Erlös der Kreditoperationen zur 
Finanzierung von Ausfuhrgeschäften. von 
Krediten, des Erwerbes von Forderungen aus 
Ausfuhrgeschäften und von Beteiligungen 
verwendet wird, für die der Bund eine 
Haftung nach dem Ausfuhrförderungsge-
setz 1964, -BGB1. Nr. 200, in seiner gel­
tenden Fassung übernommen hat, oder wenn 
der Erlös der Kreditoperationen zur Til­
gung yon Verpflichtungen der Österreichi­
sehen Kontrollbank Aktiengesellschaft 
dient, für die Haftungen gemäß Absatz 2 
1it. a oder lit. b übernommen worden 
sind. 

schaft durchzuführende Kreditopera­
tionen (Anleihen, Darlehen, Kredite 
oder sonstige Verpflichtungen) zu 
übernehmen, wenn der Erlös der Kre­
ditoperationen zur vollen oder teil­
weisen Finanzierung von Rechtsge­
schäften oder Rechten, fUr die der 
Bund die Haftung nach dem Ausfuhr­
förderungsgesetz 1964, BGB1. Nr. 
200/1964, in seiner jeweils gelten­
den Fassung übernommen-hat, oder zur 
Bezahlung von Verpflichtungen der . 
Österreichischen Kontrollbank Aktien­
gesellschaft dient~ für die Garan­
tien nach dem Ausfuhrfinanzierungs­
f6rderungsgesetz 1967, BGB1. Nr; 
196/1967 in der jeweils geltenden 
Fassung Ubernommen worden sind. tl 

2. § 1 Abs. 2 hat zu lauten: 

§ 1. (2) Die ~arantien werden übernommen: 11(2) Die Garantien werden Ubernommen: 

a) Zugunsten der Gläubiger der Österreichi- a) Zugunsten der Gläubiger der Österrei­
sehen Kontrollbank Aktiengesellschaft für chischen Kontrollbank Aktiengesellschaft 
die Erfüllung von deren Verpflichtungen aus I für die Erfüllung von deren Verpflich-
kreditoperationen gemäß Abs. 1; tungen aus Kreditoperationengemäß Abs. 1; 

b) zugunsten der österreichischen Kontroll­
bank Aktiengesellschaft fUr den Bestand ei­
nes bestimmten Austauschverhältnisses zwi­
schen der Vertragswährung und Schilling 
(Kursr; s i ko). 

b) zugunsten der Österreichischen Kon­
trollbank Aktiengesellschaft für den Be­
stand eines bestimmten Austauschverhält­
nisses z\-lischen Schilling und einer afl­
deren Währung (Kursrisiko) bei Kredit-
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§.2 (1) Der Bundesminister fUr Finanzen 
darf Haftungen gemäß § 1 nur Ubernehmen, 
Wenn 

oper.:ationen_~rnäß Ans. 1 fÜT den je\..;ei­
ligen Zeitraum, fUf den der Erlös der 
Kreditoperati on zur Fi nanz i erung~:~Q . 

Abs. 1 in Sehn "Ii 09 verwendet W1 rd i-d'i e 
Garantien gemä~ dieses Absatzes könne~ 

fU!' die gesamte Dauer ~er Krer:fitoper2!ion 

oder jeweils fUr Teilabschnitte ~er Lauf­
zeit der Kreditoperation übernommen werden. l 

13 ..• 2 Ab •. 1 Z.-1 und Z. 2 haben zu 

lauten: 

"(1) Der Bundesminister fUr Finanzen 

darf Haftungen gemäß § 1 nur übernehmen, 

wenn 

1. der jeweils ausstehende Gesamtbetrag der 1. der jeweils ausstehende Gesamtbetrag 
Haftungen 100 Mrd. S nicht übersteigt; ein- der Haftungen 125 Mrd S nicht übersteigt; 
zurechnen in die Haftungssumme sind: Zinsen, 
Kosten sowie die Garantien für Kursrisken; 
letztere mit 10 v.H.des Sehillingl,1/ertes 

der Kreditoperationen; 

2. die Haftungssumme der Kreditoperation 
im Einzelfall den Betrag (Gegenwert) von 
5 Mrd. S nicht übersteigt; einzurechnen 
in die Haftungssumme sind: Zinsen, Kosten 
sowie die Garantie fUr das Kursrisiko; 
letztere mit 10 v.H. des Schillingwertes 
der Kreditoperation; 

dieser Haftunasrahmen bezieht sich auf 
~~~~ ,"~~~~~~~~~~~ 

Grundbet'räge._~L~ Haftungssuffinien ohne 
Zinsen und Kosten; einzurechnen ist ein 

Zuschlag für K~5ri5iko mit 10 v.H. de~ 

Schi11i ng't;ertes de~' K~'edi toperat il1 f!. 

12. die Kreditoperation im Einzelfall dEn 
Betrag (Gegenwert) von 3 Nrd S nicht über­
steigt; dieser Haftungsrahmen bezieht sich 
auf den Grundbetrag der Haftungssurnme ohne 
Zinsen und Kosten; einzurechn5'r1 ist e'in 
Zuschlag für Kursrisiko mit 10 v.H. des 

" Schi ll'j ngwerte~~E.:!' K)'ed~i t~Nt i on. /I 
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3. bei Kreditoperationen in inländlischer 

Wäh rung der nami ne 11 e Zins fuß bezogen auf 
ein Jahr bei Zinszahlungen im nachhinein 

nicht mehr als 5 v.H. über dem im Zeit-

,punkt des Vertragsabschlusses geltenden 

Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterrei­
chisehen Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des' 

Nationalbankgesetzes, 8GB1. Hr. 184/1955, 
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 

27. Juni 1969, BGB1. Nr. 276) beträgt; 

4. bei Kreditoperationen in ausländi­

scher Währung der nomin~lle Zinsfuß be­

zogen auf ein Jahr bei Zinszahlungen im 

nachhinein nicht mehr als 5 v.H. über 

dem arithmetischen Mittel aus den im 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gel­

tenden offiziellen Diskontsätzen iD 
Belgien, der Bundesrepublik Deutsch-

land, Frankreich, Großbritannien, Italien, 

Kanada, den Niederlanden, Schweden) der 

Schweiz und den USA (New York) beträgt; 

6. die prozentuelle Gesamtbelastung für 

den Bund bei Kreditoperationen' in in­

ländischer Währung nicht mehr als 2 1/2 

v.H. über dem nominellen Zinsfuß gemäß 

4. § 2 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten: 

1/3. bei Kl~editoperationen in inländischer 

Hährung der nomi ne 11 e Zinsfuß bezogen auf 
ein Jahr bei Zinszahlungen im'nachhinein 

nicht mehr als 5 v. H. über dem am Vor­

tag des Vertragsabschlusses geltenden 

Z'i nsfuß für Es kont i erungen der Oester­

reichischen Nati'onalbank (§ 48 Abs. 2 des 

Nationalbankgesetzes, BGB1. Hr. 184/1955) 
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 
27. Juni 1969, BGBL Nr. 276) beträgt;JI 

5. § 2 Abs. lZ. 4 hat zu lauten: 

"4. bei Kreditoperationen in ausländischer 

Hährung der nomi ne 11 e Zi nsfuß bezogen auf 

ein Jahr bei Zinszahlungen im nachhinein 

nicht mehr als 7 v. H. über dem arithme­
tischen Mittel aus den am,Vortag des Ver­

tragsabschlusses geltenden offiziellen 

Diskontsätzen in Belgien, der Bundesre­
publik Deutschland, Frankreich, Gro~­

britannien, Italien, Kanada, den Nieder­

landen, Schweden> der Schweiz und den USA 
(New York) bett~ägt. U . 

6. § 2 Abs. 1 Z. 6 hat zu lauten: 

~6. Die prozentuelle Gesamtbelastung für 

den Bund bei Kreditoperationen in inlän­

discher Währung nicht mehr als 2 1/2 v. H. 
über dem nominellen Zinsfuß gemäß Z_ 3 

" 
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Z. 3 und bei Kreditoperationen in aus­
ländischer Währung nicht mehr als 2 1/2 

v_Ho Uber dem nominellen Zinsfuß gemäß 

Z. 4 beträgt; die prozentuelle Gesamt­

belastung ist unter Zugrundelegung der 
folgenden Formel zu errechnen: 

und bei Kreditoperationen in ausländischer 
Währung nicht mehr als 4 v. H. tiber dem 
nominellen Zinsfuß gemäß Z. 4 beträgt. 

Die prozentuelle Gesamtbelastung ist unter 
Zugrundelegung der folgenden Formel zu 

errechnen: 

Rlickzahlungskurs - Nettoerlös 
der Kreditoperation 

in Hundertsätzen 
100 x (nomineller Zinsfuß + ----------------------) 

mittlere Laufzeit 

Nettoerlös der Kreditoperation in Hundertsätzen;1I 

8. die Währung der Kreditoperation auf 

Schilling, Australische Dollar, Bahrein-

7. § 2 Abs. 1 Z. 8 hat zu lauten~ 

"8. die Hähr'ung der Kreditoperation auf­

Schilling 9der eine W~hrung, fUr die ~m 

Dinar, Belgisc;'e franken, ßrunei-Ool1ar, VortaG des Ver!:ragsabschluss'2s die Best.im-

Deutsche Nark, Dirham der Vereinigten I rnungen des Art.ikels VIII, Abschnitt 2, 3 

Arabischen Emirate, FranzBsische Franken. 1

1 

und 4 des Übereinkommens Uber den Interna­

Englische Pfund, Holländische Gulden, Hong- I banalen W~hrungsfo!ids (ßGBJ_Nr. 189!1978 
kong-Dollar, I~~anische Rial) Italienische I in der jeweils geHenden Fassung) Anwendung 

Lira, Japanische Yen, Kanadische Dollar) finqen) oder' auf RechnungSeinheiten, die 

Katar-Rlyal, Kuwait-Dinar, L-jbysche Dinar, auf mehreren dieser \<lährungen beruhen, 
Luxernburgische Franken, r'lalaysische Ringgit, lauteL II 

Norwegische Kronen, Saudi-Riyal~ Schwedi-
sche Kronen, Schweizer Franken, Singapur-
Dollar. US-D~llar oder Rechnungseinheiteni 

die auf mehreren dieser Währungen beruhen, 
1 autet. 
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(3) Zur Feststellung des Nettoer16ses ge­

mäß Z. 6 sind die Ernissions- oder Zuzäh­
lungsverluste, Begebungsprovisionen, 

Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten) 

vom Bruttoer15s in Abzug zu bringen. 

(4) FUr die Berechnung des nominellen 

Zinsfußes gemäß Z. 3 und Z. 4 sowie der 

prozentuellen Gesamtbelastung gemäß Z. 6 

bei Kreditoperationen, bei welchen die 

Zinssätze jeweils fUr bestimmte Zinsperi­

oden variabel festgesetz werden, ist fUr 

die vertragliche Laufzeit der nominelle 

Zinsfuß sowie die Gesamtbelastung nach der 

Formel laut Z. 6 zum Zeitpunkt des Ver­

tragsabschlusses maßgeblich. Bei Vornahme 

8. § 2 Abs. 3 hat zu lauten: 

H (3) Zur Festste 11 ung des Nettoer16ses 

gemäß Abs. 1 Z. 6 sind die Emissions­
oder Zuzählungsverluste, Begebungspro­

visionen, Werbe- und Druckkosten (Bege­

bungskosten) vom Bruttoerlös in Abzug zu 

bringen. 11 

9. § 2 Abs. 4 hat zu lauten: 

"(4) Für die Beurteilung der Gesetzmäßig­

keit des nominellen Zinsfußes·sowie der 

prozentuellen Gesamtbelastung im Hinblick 

auf die zu1ässigen H6chstsätze gemäß Abs~. 

Z. 3, 4 und 6 bei Kr~ditoperationen, bei 
welchen die Zinssätze jeweils fUr bestimmte 

Zinsperioden variabel festgesetzt werden, 

ist für die vertragliche Laufzeit der 

nominelle Zinsfuß sowie die Gesamtbe­

lastung nach der Formel laut Abs. I, Z. 6 

eines Währungswechsels zu Beginn einer neu-, für die Vertragswährung am Vortag des Ver-
en Zinsperiode darf die zu Beginn dieser tragsabschl~s5e5 maßgeblich. Bei Inanspruch-

Zinsperiode zulässige Obergrenze des nomi­
nellen Zinsfußes gemäß Z. 3 oder Z. 4 so­

wie der prozentuellen Gesamtbelastung gemäß 

Z. 6 zu diesem Zeitpunkt nicht überschrit­
ten werden. Diese Bestimmungen sind auch 
auf bereits durchgeführte Kreditoperationen 
anzuwenden, aus denen Verpflichtungen der 

Bsterreichischen Kontrollbank Aktienge­

sellschaft bestehen, für die Haftungen 

nach diesem Bundesgesetz Ubernommen wor­
den sind. 

!lahm{~ in ei ner anderen Wä.hTung als inder. 
Vertragswähr-ung 50\-11 e ei "er bereits in An-. 
~~ru~~genommenEn Währung anläßlic~ einer 
neuen Zi nsperi ode -j st der nami ne 11 e Zi ns.­
fuß und die prozentuelle Gesamtbelastung 

na~h der Formel lßut Abs. 1, Z. 6 am Vor­
tag der vertragsnotwendigenAnkUndigung 

dieser Inan~~hnahme im Hinblick auf die 
zl!l~ssigen Höchstsätze gemäß Abs. 1, Z. 31-

4 tlnd~~~! di e an~_te 11 e des Vortages des 
Vertragsa~~chlusses der Vorta~der' vertrags-

. D.~t"'/endi 02n AnkUndi qun_rr...Qi.~ser Ina~ruch­I nahme m~ßgeblich ist. zu beurteilen. 
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b) wenn der Garantienehmerdurch Änderung 

des Austauschverhältnisses zwischen der 

Vertragswährung und österreichischen Schil­

ling an den Gläubiger eine leistung zu er­

bringen hat, die Ober jenem Wert liegt~ 

die der Garantienehmer ohne Änderung des 

Austauschv~rhältnisses zu erbringen ge­

habt hätte. 

§ 4. Bei Garantien gemäß § 1 Abs. 2 lit. b 

ist der Garantienehmer verpflichtet, jenen 

Betrag an den Bund zu entrichten, der sich 

------------------------------

10. § 3 lit. b) hat zu lauten: 

!Ib) wenn sler SChillinggegem'Jert elner auf 

eine andere Häh:CUl"!."q als Schilling lauV=n­
den Kreditoperation durch Änderung des 

Austauschverhältnisses zwischen dieser 

anderen Hährung und Schilling am End~ 

Sies jewei1lgen Ze"itraumes, für den der 

~cht 11 i nggeuer~we;t der Kiedi toper2t.i cE! 

zur Finanzierung gemäß § 1 Abs. 1 ver­

wendet wi rd, hÖhe r -j s t, a 1 s_.J!~..r Scl~ i lli "9.­

Begenwert der Kredit~eration in d·ieser 

anderen v/ärH'unfj am i\nfcH~G des gen.annten 

Zeitraumes. 11 

I I 11. § 4 hat zu 1 auten: 

I 
hai' .... '- . 2 lit. b 

, 
der Schillinggegenwert der Währung der 

Kreditoper~tion am Ende des dort genannten 

. ergibt, 'r/enn ·der Garantienehmer durch Ände- ; Zeitraumes höher als. am Anfang dieses Zeit-

rung des Austauschverhältnisses zwischen raumes, ha~der Bund der Österreichischen 
der Vertragswährung und österreichischen ; Kontl"'ollbank Aktien8€sellschaft eLen Dif-

Schilling an den Gläubiger eine Leistung zu! ferenzbetrag zuvergüt~; ist der Schil­

erbringen hat, die unter jenem Hert liegt, !linggegenwer·t der \olährung der Kreditc2e-

die der Garantienehmer ohne Änderung des ration am Ende des dort genannten Zeit-

Austauschverhältni sses zu erbri ngen gehabt raumes ni ederet als am Anfang di ese.2-

hätte. Zeitraumes, hat die österreichische 

Kontrollbank Aktienqesellschaft d2~ Bund 
den Di ffei-enzbetY'(J.g zu vergüten. 11 
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§ 5. (1) Erträge gemäß § 4 sind laufend 

einem Konto des Bundes bei der Österrei­
chischen Kontrollbank Aktiengesellschaft 
unverzinslich gutzuschreiben. 

12. § 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

"(I) Bett~äge) die gemäß § 4 von der Öster­

reichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft 
zu vergüten sind t sind laufend einem Konto 

des Bundes bei der Österreichischen Kon­

trollbank Aktiengesellschaft unverzins­
lich gutzuschreiben." 

Artikel II 

Die Bestimmungen des Artikels~I Z. 2 und 

Z. 9 dieses Bundesgesetzes sind auch auf 
bereits durchgeführte Kreditoperationen 
anzuwenden, aus denen Verpflichtungen der 
österreichischen Kcntrol1bank Aktie:1ge- . ~', 

sel1schaft bestehen, für die.Haftungen 
nach dem Ausfuhr'fi nanzi erungsförderungs­

gesetz ·1967 übernommen \\rorden sind. 

Artikel !II 

Mit der Vollziehung dieses B~ndesgesetzes 

. ist der Bundesminister für Finanzen be­
traut. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, 

diesen Antrag unter Verzicht auf die 
erste Lesung dem ·Finanz~ und Budget­

ausschuß iuzuweisen. 

54/A XV. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 19 von 19

www.parlament.gv.at




